
die sich hartnäckig ihrer Unterhaltspflicht entziehen. 
Im Zusammenwirken mit den Organen der Jugendhilfe 
ist grundsätzlich von einer Unterhaltshöhe auszugehen, 
wie sie sich bei sorgfältigem Abwägen aller Umstände 
auf der Grundlage der OG-Richtlinie Nr. 18 ergibt. 
Obwohl § 141 StGB nicht das Merkmal der Gefährdung 
des Lebensbedarfs des Unterhaltsberechtigten kennt, 
muß trotzdem ermittelt werden, wie sich die Verlet­
zung der Unterhaltspflicht auf die Lebensverhältnisse 
des unterhaltsberechtigten Kindes ausgewirkt hat.
c) Wie hat sich der Beschuldigte der Unterhaltspflicht 
entzogen?
Es ist festzustellen, auf welche der im Tatbestand 
beschriebenen Art und Weise die Unterhaltspflicht 
verletzt wurde. Zu diesem Zweck sind anhand der Ein­
tragungen im Ausweis für Arbeit und Sozialversi-. 
cherung die Anschriften der Arbeitsstellen des Unter­
haltsverpflichteten, die jeweilige Dauer des Arbeitsver­
hältnisses und die Zeiten, in denen er ohne Arbeit 
war, zu ermitteln. Von den Betrieben sind über das 
Nettoeinkommen (aufgeschlüsselt nach Monaten) und 
über die evtl, auf Grund von Pfändungs- und Uber­
weisungsbeschlüssen einbehaltenen Unterhaltsbeiträge 
Bescheinigungen beizuziehen. Sorgfältig sind die Mo­
tive zu ermitteln, aus denen heraus sich der Beschul­
digte seiner Unterhaltspflicht entzogen hat. Dabei ist 
auch von Bedeutung, ob er wegen Krankheit oder aus 
selbstverschuldeten Gründen keinen Unterhalt gezahlt 
hat und wie auf ihn bereits eingewirkt wurde, um ihn 
zur Zahlung von Unterhalt zu bewegen. So ist zu klä­
ren, ob wiederholt Pfändungsmaßnahmen erfolgten, 
Aussprachen oder Belehrungen stattfanden, sich ein ge­
sellschaftliches Gericht deshalb bereits mit ihm be­
schäftigte oder ob er wegen Verletzung der Unterhalts­
pflicht vorbestraft ist. Sind Anhaltspunkte dafür vor­
handen, daß der Beschuldigte als kriminell Gefährde­
ter nach der VO vom 15. August 1968 erfaßt und be­
treut wurde, ist im Zusammenwirken mit den zustän­
digen örtlichen Staatsorganen festzustellen, welche 
Maßnahmen festgelegt wurden, welche Anstrengungen 
der Beschuldigte unternommen hat, um ordentlich und 
diszipliniert zu arbeiten usw. Entsprechende Unterla­
gen darüber sind ebenfalls beizuziehen und auszuwer­
ten.
d) Welche Ursachen und Bedingungen liegen der Ver­
letzung der Unterhaltspflicht zugrunde?
Für die Mehrzahl der Täter nach § 141 Abs. 1 StGB 
ist charakteristisch, daß sie geschieden, teilweise auch 
mehrfach geschieden und oft auch für außerhalb der 
Ehe geborene Kinder unterhaltspflichtig sind. Sie haben 
eine negative Einstellung zur Familie überhaupt, sind 
labil und häufig haltlos. Bei der Klärung der Ursachen 
für die Verletzung der Unterhaltspflicht geht es des­
halb vor allem darum, die der Nichtzahlung von Un­
terhalt zumeist zugrunde liegenden relativ verfestigten 
negativen Einstellungen und Verhaltensweisen aufzu­
decken und dem Täter die gesellschaftlichen Verhal­
tensanforderungen bewußt zu machen. Da diese Tä­
ter häufig bereits längere Zeit kriminell gefährdet sind, 
ist zu prüfen, ob die zuständigen Organe ihren Pflich­
ten aus der VO vom 15. August 1968 nachgekommen 
sind. Die Ermittlungen müssen sich bei Vorliegen von 
Pfändungs- und Überweisungsbeschlüssen auch darauf 
erstrecken, ob die in der 2. DB zur VO über die Pfän­
dung von Arbeitseinkommen vom 12. Oktober 1965 fest­
gelegten Sicherungsmaßnahmen konsequent beachtel 
und von den Betrieben die erforderlichen Eintragungen 
und Benachrichtigungen vorgenommen wurden. Wer­
den im Ermittlungsverfahren Verletzungen dieser Be­
stimmungen bekannt, dann ist der Staatsanwalt ver­
pflichtet, Maßnahmen der Gesetzlichkeitsaufsicht zu 
treffen.

Zur Strafverfolgung, Wirksamkeit der Verurteilungen 
und Verhütung von Unterhaltspflichtverletzungen

Verschiedentlich wurde die Frage aufgeworfen, ob die 
Höhe des Unterhaltsrückstands ein maßgebliches Kri­
terium für die Strafverfolgung ist. Obwohl für die Er­
füllung des Tatbestands unbeachtlich, ist die Höhe des 
Unterhaltsrückstands im Zusammenhang mit der Dauer 
der Entziehung des Unterhalts für die Beurteilung der 
konkreten Tatschwere und damit auch für die zu tref­
fende Entscheidung wichtig. Es lassen sich jedoch keine 
Kriterien dafür angeben, von welcher Höhe ab ein Er­
mittlungsverfahren einzuleiten, die Sache einem ge­
sellschaftlichen Gericht zu übergeben oder Anklage zu 
erheben ist, da die Höhe des Unterhaltsrüekstands und 
die Dauer des Entzugs stets in Verbindung mit der Be- 
gehüngsweise, den Tatmotiven und der Täterpersön­
lichkeit beurteilt werden müssen. Eine Übergabe an ge­
sellschaftliche Gerichte kann bei Beachtung der allge­
meinen Voraussetzungen des § 28 StGB erfolgen, wenn 
die Schuld des Täters gering ist und die Unterhalts­
rückstände nicht erheblich sind.

Eine weitere Frage betrifft die Anwendung der Verur­
teilung auf Bewährung bei Tätern nach § 141 StGB 
bzw. die Notwendigkeit, ihre Wirksamkeit zu erhöhen. 
Die Verurteilung auf Bewährung wird in der Regel bei 
Ersttätern anzuwenden sein, bei denen zu erwarten ist, 
daß sie künftig ihre Unterhaltsverpflichtungen erfül­
len werden. Grundsätzlich sollte in diesen Fällen von 
der Auflage des § 33 Abs. 3 Ziff. 3 StGB Gebrauch ge­
macht werden, um die erzieherische Wirksamkeit der 
Strafe zu gewährleisten. Demgemäß sollte festgelegt 
werden, daß der Verurteilte der ihm obliegenden und 
durch Gesetz oder Unterhaltstitel konkret bestimmten 
Unterhaltspflicht nachzukommen hat. Eine Auflage 
gemäß § 33 Abs. 3 Ziff. 3 StGB kann auch darin be­
stehen, Unterhaltsrückstände aufzuholen./Н/ Bei bös­
williger Nichterfüllung derartiger Auflagen kann eine 
Vollstreckung der mit der Verurteilung auf Bewährung 
angedrohten Freiheitsstrafe angeordnet werden, so z. B. 
dann, wenn der Verurteilte weiterhin keinen Unter­
halt zahlt, statt dessen aber sein Arbeitseinkommen 
vorwiegend für alkoholische Getränke verwendet.
Mitunter zahlen Bürger trotz vorangegangener Bestra­
fung auch weiterhin keinen Unterhalt. Bei diesen Tä­
tern sind deshalb besondere Anstrengungen notwendig, 
um sie zur Einhaltung ihrer Pflichten anzuhalten. Ein­
mal erscheint es erforderlich, daß mit diesen Tätern 
in den Strafvollzugseinrichtungen differenzierter und 
individueller gearbeitet wird. Zum anderen ist in jedem 
dieser Fälle die rechtzeitige und allseitige Vorberei­
tung der Wiedereingliederung der Strafentlassenen von 
entscheidender Bedeutung. Das gilt besonders für die­
jenigen Täter, die vor der Verurteilung nicht gearbei­
tet haben. Die Leiter der Strafvollzugseinrichtungen 
sollten im Zusammenwirken mit den Abteilungen In­
nere Angelegenheiten der Räte der Kreise und Städte 
sichern, daß langfristig ein Arbeitsplatz vorbereitet 
wird und Angehörige des künftigen Betriebes schon 
während des Strafvollzugs Gelegenheit nehmen, sich an 
der Erziehung des Strafgefangenen zu beteiligen.
Bei den besonders hartnäckigen Tätern sollten Frei­
heitsstrafen ausgesprochen werden, da andere Maßnah­
men hier wenig geeignet sind, die. notwendige Diszi­
plinierung zu erreichen. Wurde ein Täter bereits nach 
§ 141 StGB zu einer Freiheitsstrafe verurteilt und ent­
zieht er sich trotz gesellschaftlicher Einflußnahme auch 
weiterhin konsequent der gesetzlichen Unterhalts­
pflicht, so sollte bei der erneuten Verurteilung mehr

/11/ Vgl. hierzu BG Schwerin, Urteil vom 18. November Ш8 
- Kass. S 3/68 - (NJ 1969 S. 92).
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